
Nutzen Sie die demokratische Möglichkeit des Volksgesetzgebungsverfahrens, 
um Ihre Meinung zu äußern! Wir danken Ihnen sehr für Ihr Engagement.

1.	 Unsere Kinder werden in den Schulen viel zu früh voneinander getrennt – daran hat das novel-
lierte Schulgesetz nichts geändert. Zwei Drittel der sächsischen Bevölkerung wünschen sich laut 
einer EMNID-Umfrage von 2017 ein längeres gemeinsames Lernen für die Kinder in Sachsen. 
Daher soll mit einem Volksgesetzgebungsverfahren die Möglichkeit geschaffen werden, dies 
auch in Sachsen zu realisieren. Durch das Hinzufügen der Schulart „Gemeinschaftsschule“  
im Schulgesetz soll es Schulen möglich sein, sich im Einvernehmen mit dem Schulträger zu einer 
Gemeinschaftsschule zu entwickeln, in der alle Schulabschlüsse möglich sind.

 

Ein Volksgesetzgebungsverfahren in Sachsen setzt sich aus dem Einreichen eines Volksantrages  
als erste Stufe (unterstützt mit 40.000 Unterschriften), der zweiten Stufe – dem Volksbegehren – 
(450.000 Unterschriften) und der dritten Stufe – dem Volksentscheid, bei dem alle wahlberechtigten 
Bürgerinnen und Bürger abstimmen können, – zusammen.

2.	 Mitglieder im Bündnis „Gemeinschaftsschule in Sachsen – Länger gemeinsam Lernen“ sind:

•	 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Sachsen
•	 DGB Sachsen
•	 DIE LINKE Sachsen
•	 Gemeinsam länger lernen in Sachsen e.V.
•	 GEW Sachsen
•	 Grundschulverband, Landesgruppe Sachsen
•	 GRÜNE JUGEND Sachsen
•	 Gute Schule e.V.
•	 Junge GEW Sachsen
•	 Jusos Sachsen

•	 KSS – Konferenz Sächsischer
    Studierendenschaften
•	 Landeselternrat Sachsen
•	 Landesschülerrat Sachsen
•	 Linksjugend Sachsen
•	 Omse e.V.
•	 Paritätischer Wohlfahrtsverband Sachsen
•	 SPD Sachsen
•	 ver.di Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
•	 Volkssolidarität Sachsen e.V.

	 Informationen zu den Kernforderungen stehen auf dem Info-Zettel des Bündnisses  
„Was soll ich hier eigentlich unterschreiben“ bereit.

3.	 Beachten Sie bitte unbedingt die folgenden Hinweise zur technischen Bewältigung eines Volksantrages.
Nur jede im Freistaat Sachsen wahlberechtigte Person (mindestens 18 Jahre alt, seit mindestens drei 
Monaten mit Hauptwohnsitz in Sachsen gemeldet) darf den Volksantrag mit ihrer Unterschrift und 
den dabei unbedingt notwendigen Angaben zur Person unterstützen:

GEMEINSCHAFTSSCHULE
IN SACHSEN
GEMEINSCHAFTSSCHULE

IN SACHSEN
LÄNGER GEMEINSAM LERNEN

Merkblatt für Sammlerinnen und Sammler

BÜNDNIS GEMEINSCHAFTSSCHULE IN SACHSEN 
LÄNGER GEMEINSAM LERNEN

Stand: 9/2018

Volksantrag  
„Längeres gemeinsames Lernen in Sachsen“

Entwurf eines Gesetzes zur  
Einführung der Gemeinschaftsschule 

im Freistaat Sachsen

Artikel 1
Änderung des Schulgesetzes für den Freistaat Sachsen

Das Schulgesetz für den Freistaat Sachsen (Sächsisches Schulgesetz – 
SächsSchulG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 2004 (SächsGVBl. 
S. 298), das zuletzt durch Artikel 32 des Gesetzes vom 26. April 2018 (SächsGVBl. 
S. 198) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 7 die Angabe 
 „§ 7a Gemeinschaftsschule“ eingefügt.

2. § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt geändert:
 a) In Buchstabe d wird das Semikolon durch ein Komma ersetzt.
 b) Folgender Buchstabe e wird angefügt:
  „e) die Gemeinschaftsschule;“.

3. § 4a wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
  aa) Nach den Wörtern „an Grundschulen, Oberschulen, Gymnasien“ 

werden ein Komma und das Wort „Gemeinschaftsschulen“  
eingefügt.

  bb) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a eingefügt:
   „3a. an Gemeinschaftsschulen 20 Schüler je Klasse,“
 b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Oberschulen“ die Wörter  

„und Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.

4. § 4b wird wie folgt geändert:
 a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt:
  „(3a) Abweichend von § 4a Absatz 3 können im ländlichen Raum  

außerhalb von Oberzentren Gemeinschaftsschulen gemäß § 7a Absatz 3  
Satz 1 Nummer 1 und 3 einzügig geführt werden.“

 b) In Absatz 4 werden nach den Wörtern „zweizügigen Oberschulen“ ein 
Komma und die Wörter „die Führung als einzügige Gemeinschaftsschule 
gemäß Absatz 3a sowie die Rückkehr zur mindestens zweizügigen 
Gemeinschaftsschule“ eingefügt.

5. § 4c wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
  aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Grundschule“ die Wörter  

„oder Gemeinschaftsschule“ eingefügt.
  bb) In Satz 4 werden nach dem Wort „Grundschulen“ die Wörter  

„und Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.
  cc) In Satz 5 werden nach dem Wort „Grundschulen“ die Wörter  

„und Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.
 b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
  aa) In Satz 1 Nummer 1 werden nach den Wörtern „die Gymnasien“  

ein Komma und die Wörter „die Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.
  bb) In Satz 2 werden nach den Wörtern „die Gymnasien“ ein Komma 

und die Wörter „die Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.
 c) In Absatz 5 Satz 2 werden nach den Wörtern „gemäß den §§ 6“  

ein Komma und die Angabe „7a“ eingefügt.

6. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt:
„§ 7a

Gemeinschaftsschule

(1) Die Gemeinschaftsschule schafft in einem gemeinsamen Bildungsgang 
die Voraussetzungen für die Entwicklung sicherer Grundlagen für selbst - 
ständiges Lernen, Denken und Arbeiten und vermittelt eine darauf aufbau-
ende allgemeine, berufsvorbereitende und vertiefte allgemeine Bildung. Die 
Gemeinschaftsschule umfasst die Primarstufe (Klassenstufen 1 bis 4), die 
Sekundarstufe I (Klassenstufen 5 bis 10) sowie die Sekundarstufe II (Jahr-
gangsstufen 11 und 12). Die Schüler können an der Gemeinschaftsschule den 

-
schulabschluss sowie aufgrund der Abiturprüfung die allgemeine Hochschul-
reife erwerben.

(2) Die Schüler der Gemeinschaftsschule lernen in ihren Klassenverbän-
den über die Primarstufe hinaus in einem gemeinsamen Bildungsgang und 
werden entsprechend ihren Leistungsmöglichkeiten, Begabungen und Bil-
dungsabsichten im vorwiegend binnendifferenzierenden Unterricht individuell 
gefördert. Ab Klassenstufe 9 kann je nach Leistungsstand des Schülers und 
angestrebtem Abschluss abschlussbezogenes Lernen erfolgen. Der Unter-
richt kann getrennt nach Klassenstufen oder jahrgangs- bzw. klassenstufen-
übergreifend erteilt werden. An Gemeinschaftsschulen soll Schulsozialarbeit 
gemäß § 1 Absatz 4 Satz 3 und 4 vorgehalten werden.

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 kann die Gemeinschaftsschule
1. die Primarstufe und die Sekundarstufe I oder
2. die Sekundarstufe I und II oder
3. die Sekundarstufe I
umfassen. 
Bei einer Gemeinschaftsschule gemäß Satz 1 Nummer 1 oder 3 muss die 
Möglichkeit des Erwerbs der allgemeinen Hochschulreife durch die Koope-

Gemeinschaftsschule gewährleistet werden. Dazu hat die jeweilige Gemein-
schaftsschule im Schulprogramm gemäß § 3a Absatz 1 ein Gymnasium oder 
eine Gemeinschaftsschule im Einvernehmen mit diesen zu bestimmen. Bei 
einer Gemeinschaftsschule gemäß Satz 1 Nummer 2 oder 3 soll das für die 
Primarstufe erforderliche Angebot durch die Kooperation mit mindestens einer 
Grundschule im Einvernehmen mit dieser gewährleistet werden. Dazu hat die 
jeweilige Gemeinschaftsschule im Schulprogramm gemäß § 3a Absatz 1 min-
destens eine Grundschule zu bestimmen. Zugleich sind darin die Schritte zum 
Aufbau einer Primarstufe darzulegen. Inhalt und Struktur der Zusammenarbeit 
sowie der Schulübergang werden in Kooperationsvereinbarungen geregelt.

(4) Die Gemeinschaftsschulen können
1. durch Neueinrichtung einer Gemeinschaftsschule auf Beschluss des 
Schulträgers oder 
2. durch Schulartänderung bereits bestehender Grundschulen,  
Oberschulen und Gymnasien auf Beschluss der jeweiligen Schulkonferenz  
im Einvernehmen mit dem Schulträger 
einzeln oder in Kooperation eingerichtet werden.
(5) Der Schulträger hat bei der Einrichtung der Gemeinschaftsschule gemäß 
Absatz 4 zur Erteilung der Zustimmung durch die oberste Schulaufsichtsbe-
hörde gemäß § 24 Absatz 1 und 4 ein Schulprogramm gemäß § 3a Absatz 
1 vorzulegen. In dem Schulprogramm der Gemeinschaftsschule sind die zu 
erreichenden Bildungs- und Erziehungsziele sowie die Formen und Methoden 
gemeinsamen Lernens in einer vielfältig zusammengesetzten Schülerschaft 
festzulegen. Das Schulprogramm hat sich dabei an den für die jeweilige Schul-
stufe geltenden Lehrplänen zu orientieren und kann von den entsprechenden 
Stundentafeln abweichen. Bei einer Schulartänderung gemäß Absatz 4 Num-
mer 2 ist darin auch die Entwicklung der jeweiligen Schule zur Gemeinschafts-
schule zu beschreiben.
(6) § 4a Absatz 4 Satz 4 und 5, § 5 Absatz 1, 3, 4 und 5, § 6 Absatz 1 Satz 4 
bis 9, Absatz 4 und Absatz 5 Satz 1 sowie § 7 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3, 5, 
6, 7 und 8 gelten entsprechend.“

7. In § 16 Absatz 1 werden nach dem Wort „Oberschulen“ ein Komma und  
 das Wort „Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.

8. In § 16a Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Grundschulen“ die Wörter  
 „und Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.

9. § 23a wird wie folgt geändert:
 a) In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „§ 4b Absatz 1 bis 3“ durch  

die Angabe „§ 4b Absatz 1 bis 3a“ ersetzt.
 b) In Absatz 11 werden nach dem Wort „Grundschulen“ die Wörter  

„sowie für die Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.

10. In § 25 Absatz 5 Satz 2 werden vor den Wörtern „Schule in freier    
 Trägerschaft“ die Wörter „Gemeinschaftsschule oder“ eingefügt.

11. § 28 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

12. § 34 wird wie folgt geändert:
 a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:
  „(1a) In Gemeinschaftsschulen oder beim Wechsel auf eine 

Gemeinschaftsschule bedarf es keiner Bildungsempfehlung.“
 b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „mit der Bildungsempfehlung  

an einer Oberschule oder einem Gymnasium“ durch die Wörter  
„an einer weiterführenden allgemeinbildenden Schule“ ersetzt.

 c) In Absatz 3 wird nach Nummer 1 die folgende Nummer 1a eingefügt:
  „1a. die ausnahmsweise Erteilung einer schriftlichen 

Bildungsempfehlung beim Wechsel von einer Gemeinschaftsschule  
auf Antrag der Eltern,“

 d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
  aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Oberschule“ die Wörter  

„oder Gemeinschaftsschule“ eingefügt.
  bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:
   „Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für den Übergang zur und 

für den Verbleib in der Sekundarstufe II einer Gemeinschaftsschule.“
  cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und wie folgt geändert:
   Die Angabe „Sätzen 1 und 2“ wird durch die Angabe  

„Sätzen 1 bis 3“ ersetzt.
 e) In Absatz 6 wird der folgende Satz angefügt:
  „Für den Schulübergang auf der Grundlage einer 

Kooperationsvereinbarung einer Gemeinschaftsschule gemäß § 7a 
Absatz 3 gelten die dort getroffenen Regelungen.“ 

13. § 43 wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
  aa) Nach Nummer 12 werden folgende Nummern 13 und 14 eingefügt:
   „13. Änderung der Schulart zur Einrichtung einer 

Gemeinschaftsschule gemäß § 7a Absatz 4 Nummer 2;
   14. Schulprogramm zur Änderung der Schulart zur Einrichtung einer  

Gemeinschaftsschule gemäß § 7a Absatz 4 Nummer 2;“
  bb) Die bisherige Nummer 13 wird Nummer 15.
 b) In Absatz 3 Satz 3 werden nach dem Wort „Grundschulen“ die Wörter 

„oder Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.

14. § 62 Absatz 2 Nummer 6 Buchstabe b werden nach dem Wort „Oberschule“  
 ein Komma und das Wort „Gemeinschaftsschule“ eingefügt.

15. § 63 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
 a) In Nummer 1 wird nach dem Wort „Gymnasien,“ das Wort 

„Gemeinschaftsschulen,“ eingefügt.
 b) In Nummer 2 wird nach dem Wort „Gymnasien,“ das Wort 

„Gemeinschaftsschulen,“ eingefügt.
 c) In Nummer 3 wird nach dem Wort „Gymnasien,“ das Wort 

„Gemeinschaftsschulen,“ eingefügt.

16. § 64 wird wie folgt geändert:
 a) In Absatz 8 werden nach dem Wort „Grundschulen“ die Wörter „oder 

Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.
 b) Folgende Absätze 11 und 12 werden angefügt:
  „(11) Für die Schüler an Gemeinschaftsschulen, die im Jahr der 

Schulartänderung gemäß § 7a Absatz 4 Nummer 2 in den Klassenstufen 
9 und 10 lernen, ist der Besuch der Sekundarstufe II nur mit dem Erwerb 
des Realschulabschlusses in Klassenstufe 10 möglich.

  (12) Bis zur Erfassung von Gemeinschaftsschulen in genehmigten 

Artikel 2
Änderung des Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft

Das Sächsische Gesetz über Schulen in freier Trägerschaft vom 8. Juli 2015 
(SächsGVBl. S. 434), das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 8. August 
2018 (SächsGVBl. S. 547) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 4 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 
 a) In Nummer 1 werden die Wörter „das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 10 

des Gesetzes vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 142) geändert worden 
ist“ durch die Wörter „das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum dieses Mantelgesetzes] (SächsGVBl. S. 
[einsetzen: Seitenzahl]) geändert worden ist“ ersetzt.

 b) In Nummer 4 wird der Satzpunkt durch ein Komma ersetzt.
 c) Folgende Nummer 5 wird angefügt:
  „5. die Änderung der Schulart zur Gemeinschaftsschule gemäß § 4 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe e i.V.m. § 7a Absatz 4 Nummer 2 
des Schulgesetzes für den Freistaat Sachsen.“

2. In § 13 Absatz 3 Satz 3 wird nach der Angabe „§ 4 Absatz 2“ die Angabe   
 „Satz 2 Nummer 1 bis 4“ eingefügt.

3. § 14 wird wie folgt geändert:
 a) In Absatz 3 Satz 3 wird nach Nummer 11 folgende Nummer 11a  

eingefügt:
  „11a. für Gemeinschaftsschulen: 1,1499;“.
 b) In Absatz 5 Satz 1 wird nach Nummer 11 folgende Nummer 11a  

eingefügt:
  „11a. einer Gemeinschaftsschule: 1 442 Euro;“.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Begründung:

A. Allgemeiner Teil

„Längeres gemeinsames Lernen“ über die Klasse 4 hinaus wird in vielen 
Bundesländern diskutiert und durch die Einrichtung von Gemeinschaftsschulen 
umgesetzt. Folgende Gründe sprechen für eine solche Entwicklung auch im 
Freistaat Sachsen:
– der zu frühe Zeitpunkt der Entscheidung für eine weiterführende Schule nach 

der vierten Klasse, da die Entwicklungsmöglichkeiten der Kinder noch nicht 
genau zu bestimmen sind;

– die enorme Unsicherheit von Prognosen im Rahmen der Bildungsempfehlung 
für Kinder im Alter von etwa 10 Jahren – mit Auswirkungen auf das gesamte 
Leben;

– die Rückwirkungen dieser Entscheidung auf die gesamte Grundschulzeit,  
z. B. durch verstärkten Schulstress sowie seelische und materielle Belastungen 
beispielsweise durch privaten Nachhilfeunterricht für die Kinder und die 
Elternhäuser;

– die bessere individuelle Förderung eines jeden Kindes. 

Lfd Familienname Geburtsdatum Anschrift Datum der eigenständige Hilfeleistung
Nr. Vorname  (Hauptwohnung) Unterzeichnung Unterschrift nach
   – Straße, Hausnummer,    § 5 Abs. 3
   Ort (möglichst mit PLZ) –    VVVG

1

2

3

4

5

Nicht vom Stimmberechtigten auszufüllen

Prüfung durch die Gemeinde  Prüfung durch
    den Landtags-
Bestätigung der Begründung Stimmrecht präsidenten
Gültigkeit der der Verweige- gemäß § 2 VVVG
Unterstützungs- rung gemäß Ja / Nein
unterschrift § 4 Abs. 2
Ja / Nein  VVVGVO

Hinweis zum Datenschutz
Bitte beachten Sie, dass wir Ihre Daten entsprechend der datenschutzrechtlichen Bestimmungen vertraulich behandeln. Weitere Informationen über unsere Datenschutzbestimmungen erhalten Sie im 
Informationsblatt „Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten bei der Unterstützung für den Volksantrag ‚Längeres gemeinsames Lernen in Sachsen‘“. 

Unterschriftenbogen zum Volksantrag „Längeres gemeinsames Lernen in Sachsen“
Durch meine nachstehende Unterschrift unterstütze ich den Volksantrag zur Einbringung des folgenden Gesetzentwurfs in den Sächsischen Landtag

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der Gemeinschaftsschule im Freistaat Sachsen

Vertrauensperson  Stellvertretende
 Vertrauensperson

Anschrift  Anschrift

Hinweise:  –  Jeder Stimmberechtigte darf denselben Volksantrag nur einmal und nur persönlich unterstützen.
 –  Personen ohne Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland, die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung einen sonstigen gewöhnlichen Aufenthalt von mindestens drei Monaten im Freistaat 

Sachsen haben, tragen bei der Anschrift die Angabe „wohnungslos“ ein und fügen eine schriftliche Erklärung nach § 2 VVVGVO bei.
 –  Gemäß § 5 Abs. 3 VVVG kann sich ein Stimmberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung gehindert ist, den Volksantrag allein zu unterstützen, 

der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfeleistung ist in der hierfür vorgesehenen Spalte mit „Ja“ zu vermerken.

Bitte alle Angaben vollständig und leserlich eintragen sowie eigenhändig unterschreiben!

Doreen Taubert Michael Becker

c/o Gemeinsam länger lernen in Sachsen e.V. c/o Gemeinsam länger lernen in Sachsen e.V.
Prießnitzstraße 18, 01099 Dresden Prießnitzstraße 18, 01099 Dresden

Musterfrau

Monika

Musterstraße 2

01244 Musterstadt 01.10.201801.01.1990 Monika Musterfrau



Für die Unterschriftensammlung dürfen nur die offiziellen Vordrucke verwendet werden, die Sie im Unter-
schriftenbüro in Ihrer Nähe (www.gemeinschaftsschule-in-sachsen.de/unterschriftenbueros) erhalten. 
Unterschriften auf selbst erstellten oder vervielfältigten Listen werden nicht anerkannt. Bitte alle 
Angaben unbedingt gut lesbar ausschreiben. Wenn körperlich beeinträchtigten Personen beim Ausfüllen 
der Liste geholfen wurde, so muss dies in der Nebenspalte in Form eines „Ja“ vermerkt werden.
Sehr wichtig: Die Unterschriften auf einem Sammelbogen sollten stets nur von Einwohnerinnen und 
Einwohnern derselben Gemeinde (desselben Einwohnermeldeamtsbezirks) stammen. Denn die Unter-
schriften müssen durch die Gemeinde, d.h. durch die Einwohnermeldeämter, auf der Rückseite jedes 
Unterschriftenbogens bestätigt werden. Die Behörde (Einwohnermeldeamt) muss die Bestätigung der 
Unterschriften unentgeltlich und unverzüglich bearbeiten (§ 6 Satz 2 VVVG) und die nach erfolgter 
Stimmrechtsbestätigung nun gültigen Bögen zurückgeben. Es ist notwendig, für die Bewohnerinnen und 
Bewohner unterschiedlicher Kommunen getrennte Unterschriften-Bögen zu verwenden.

Bisherige Erfahrungen belegen, dass die Städte und Gemeinden die Stimmrechtsbestätigungen sehr genau 
nehmen und eine Bestätigung verweigern, wenn
•	 die oder der Unterzeichnende nicht stimmberechtigt ist, 
•	 die Angaben unvollständig sind, 
•	 Abkürzungen bzw. –  II  – („Gänsefüßchen“) für das Zitieren darüber stehender,  

gleicher Angaben (z.B. Anschrift bei Ehepartnern, Datum der Unterschrift) verwendet wurden,
•	 die Eintragungen unleserlich sind, 
•	 jemand den Volksantrag mehrfach unterschrieben hat oder
•	 die unterzeichnende Person in der betreffenden Stadt oder Gemeinde nicht identifizierbar ist  

(keinen Hauptwohnsitz hat).

Sie haben sodann drei Möglichkeiten, mit gesammelten Unterschriften weiter zu verfahren:
a)	 Sie geben die ausgefüllten, aber noch nicht vom Einwohnermeldeamt bestätigten Bögen  

im Unterschriftenbüro in Ihrer Nähe ab (siehe unten).                                                                                     
b)	 Sie legen Ihre Bögen selbst dem zuständigen Einwohnermeldeamt vor und  

geben die ausgefüllten und bestätigten Bögen im Unterschriftenbüro ab.
c)	 Sie senden die vom Einwohnermeldeamt bestätigten Listen selbst an die zentrale Sammelstelle:
	 Bündnis Gemeinschaftsschule in Sachsen
	 c/o Gemeinsam länger lernen in Sachsen e.V.
	 Prießnitzstraße 18
	 01099 Dresden 

Ihr Unterschriftenbüro in der Nähe finden Sie unter: 
www.gemeinschaftsschule-in-sachsen.de/unterschriftenbueros

Falls Fragen zum Datenschutz aufkommen, finden Sie entsprechende Hinweise in der  
„Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten bei der Unterstützung für den Volksantrag  
‚Längeres gemeinsames Lernen in Sachsen‘ “.

KONTAKT:
Bündnis Gemeinschaftsschule in Sachsen 
c/o Gemeinsam länger lernen in Sachsen e.V. 
Prießnitzstraße 18 | 01099 Dresden 
kontakt@gemeinschaftsschule-in-sachsen.de 
www.gemeinschaftsschule-in-sachsen.de	

SPENDEN:
Gemeinsam länger lernen in Sachsen e.V. 
GLS Gemeinschaftsbank 
IBAN: DE78 4306 0967 1163 3532 00 
BIC: GENODEM1GLS	

VEREINSREGISTER:
Amtsgericht Dresden 
Registernummer: 6948 
Finanzamt Dresden Nord 
Steuernummer: 202/140/18773

GEMEINSCHAFTSSCHULE
IN SACHSEN
GEMEINSCHAFTSSCHULE

IN SACHSEN
LÄNGER GEMEINSAM LERNEN

WWW.GEMEINSCHAFTSSCHULE- IN-SACHSEN .DE


